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Ausgangssituation  

Seit Herbst 2023 mehren sich Berichte über Erfahrungen von Unsicherheit im Hoch­

schulkontext. In medialen Darstellungen wie auch in politischen und institutionel­

len Debatten werden Schilderungen von Unsicherheitserfahrungen dabei zumeist 

gleichgesetzt mit Diskriminierungsereignissen und vereindeutigt. Der Blick in den 

Hochschulalltag zeigt jedoch, dass Unsicherheitserfahrungen und Diskriminierungs­

erfahrungen zwar oft verflochten, aber nicht ident sind und deshalb im Umgang und 

der Prävention unterschiedliche institutionelle Handlungen erfordern. 

In den Dynamiken subjektiver Un/Sicherheit ist zudem regelmäßig ein weiterer 

Aspekt der aktuellen gesellschaftlichen Situation relevant: die persönliche Posi­

tioniertheit in den politischen Konflikten, die die gegenwärtigen und historischen 

Gewalthandlungen in Israel-Palästina begleiten. Viele Ereignisse, die im Universitäts­

kontext als sicherheitsrelevant erfahren werden, adressieren diese gesellschaftlichen 

Themen oder versuchen, dies zu tun. Aktiv eingenommene, aber auch zugeschriebene 

politische Positionen spielen eine Rolle, und oft wird ein quasi-natürlicher Zusammen­

hang hergestellt zwischen den drei erwähnten Aspekten: Un/Sicherheitserfahrungen, 

Diskriminierungserfahrungen und politische Position. Dabei wird unterstellt, dass 

spezifische Diskriminierungscharakteristika mit politischen Positioniertheiten über­

einstimmen: jüdische Personen gelten selbstverständlich als Israel-solidarisch und 

als Unterstützer*innen der Idee eines jüdischen Nationalstaats; palästinensischen 

oder muslimischen Personen (oft auch BiPoC im Allgemeinen) werden Palästina­

solidarische und zionismuskritische Positionen zugeschrieben. Auf dieser Grundlage 
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wird unterschieden, wen Unsicherheit trifft, wer gefährdet ist und wer eine Gefahr dar­

stellt.

Doch schon Alltagsbeobachtungen legen nahe, dass diese Verallgemeinerungen der 

empirischen Situation nicht gerecht werden. Jüdinnen*Juden sind ein unüberseh­

barer Teil Palästina-solidarischer Bewegungen, und manche jüdische Organisationen 

arbeiten explizit Palästina-solidarisch. Zudem gibt es Universitätsangehörende, die 

intersektional betroffen sind und auf die verschiedene Diskriminierungscharakteristika 

gleichzeitig zutreffen — nur zwei Beispiele, die belegen, dass die Engführung von 

Verunsicherung, Diskriminierung und politischer Haltung zu kurz greift. 

Festzuhalten ist zudem, dass antisemitische und antimuslimische Ressentiments 

häufig nicht getrennt, sondern in enger Verschränkung auftreten. Aktuelle Debatten, 

die Antisemitismus-Bekämpfung vornehmlich als Islamismus-Prävention 

verstehen, blenden diese Zusammenhänge aus. Diese Strategie birgt die Gefahr, 

sowohl Rassismus als auch Antisemitismus zu reproduzieren und zu verstärken, statt 

ihnen entgegenzuwirken. Sie stellt somit ein ernstzunehmendes Hindernis für 

solidarische und differenzsensible Bildungsräume dar.

	

Zu berücksichtigen ist auch, dass Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse Unsicher­

heitserfahrungen verstärken oder erzeugen können. Der Hochschulalltag ist durch 

vielfältige formale und informelle Hierarchien strukturiert. Diese Machtkonstellationen 

sind nicht neutral: Sie prägen, welche Un/Sicherheitserfahrungen institutionell wahr­

genommen und anerkannt werden, und beeinflussen zugleich, welche Handlungen 

welcher Personen als problematisch gelten oder problematisiert werden können.

Es bedarf differenzierter institutioneller Antworten, um Un/Sicherheitserfahrungen, 

Diskriminierungserfahrungen und dem Aufeinandertreffen unterschiedlicher politi­

scher Haltungen und Weltsichten im Hochschulalltag gerecht zu werden. Dabei ist zu 

differenzieren: Nicht jede Unsicherheitserfahrung ist Folge von Diskriminierung. Ins­

besondere in der Kontroverse um politische Positionen kann Unsicherheit entstehen, 

wenn es um Themen geht, die die Beteiligten als persönlich existenziell erleben. Doch 

ebenso gilt: Wo Betroffene Diskriminierungserfahrungen schildern, müssen diese 

ernst genommen werden. Diskriminierung darf keinen Platz im Hochschulalltag haben. 

So stehen Hochschulen und Universitäten vor der Herausforderung, kritische inhalt­

liche Auseinandersetzungen mit drängenden Fragen der Gegenwart zu ermöglichen 

und Diskursräume offen zu halten — und zugleich den Hochschulalltag so zu 

gestalten, dass er von allen Hochschulangehörenden als einladend und in einem 

grundsätzlichen Sinn als sicher wahrgenommen wird.
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Diese Aufgabe ist alles andere als trivial — zumal in einem Feld, das durch starke 

Hierarchien und intensive Abhängigkeitsverhältnisse charakterisiert ist. Doch stellt sie 

sich umso dringlicher angesichts des vielerorts zu beobachtenden Vertrauensverlusts 

zwischen Hochschulleitungen einerseits und (Teilen der) Studierenden und Beschäf­

tigten andererseits. Wichtig sind daher klare Zuständigkeiten, verlässliche Ressourcen 

und rahmende Prozesse, die Konflikte konstruktiv begleiten, sodass alle Mitglieder 

Anerkennung erleben und sich selbst als Angehörende einer pluralen Institution er­

fahren. 

Empfehlungen​

Unsicherheitserfahrungen müssen  
institutionell ernst genommen werden 

Erfahrungen von Unsicherheit und Angst verändern den Alltag von Betroffenen ein­

schneidend. Deshalb bedürfen Unsicherheitserfahrungen von Hochschulangehörenden 

der institutionellen Aufmerksamkeit. Lernen und Forschen, akademischer Austausch 

und Reflexion brauchen einen sozialen und institutionellen Rahmen, der grundsätzlich 

als sicher wahrgenommen wird, denn nur so können die Verunsicherungen, die mit 

Lern- und Forschungsprozessen notwendig einhergehen, produktiv werden.

 

Anerkennung der Mehrdimensionalität von  
Unsicherheitserfahrungen und der  

Komplexität von Konfliktsituationen

Unsicherheitserfahrungen im Hochschulalltag können durch eine Reihe sichtbarer 

und unsichtbarer Faktoren geprägt sein. Dazu zählen Merkmale der Diskriminier­

barkeit wie rassistisch oder ethnisch codierte Zugehörigkeit, Religion, Behinderung, 

Geschlecht, sexuelle Orientierung, sozioökonomischer Status, Migrationsgeschichte 

u.a. Doch auch das Vertreten bestimmter politischer Positionen sowie konflikthafte 

Auseinandersetzungen, vorangegangene Krisen- oder Kriegserfahrungen können sich 

negativ auf das Sicherheitsempfinden im Hochschulalltag auswirken. Zudem ist die 

Hochschule eine hierarchisch strukturierte Institution, in der unterschiedliche Macht- 

und Abhängigkeitsverhältnisse bestehen und wirken. Diese Mehrdimensionalität und 
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Komplexität müssen am Ausgangspunkt der Entwicklung von Präventions- und Unter­

stützungsangeboten stehen. 

Antisemitismusprävention an Hochschulen sollte als integraler Bestandteil von Di­

versitäts- und Antidiskriminierungsarbeit ausgebaut werden. So wird Fachkompetenz 

gewährleistet, intersektionaler Betroffenheit Rechnung getragen und der Hierarchisie­

rung von Diskriminierungskategorien entgegengewirkt.

Praktiken des Zusammenhalts und der Konfliktbearbeitung  
statt Versicherheitlichung

 

Weil nur ein Teil der Unsicherheitserfahrungen im Hochschulalltag auf direkte Be­

drohungen und Angriffe zurückgeht, werden klassische Sicherheitsmaßnahmen allein 

dem Problem nicht gerecht. Letztere zielen darauf, Täter*innen bzw. Gefährder*innen 

zu identifizieren und diese von den Betroffenen zu trennen. Wo Unsicherheit jedoch 

im Zusammenhang mit Auseinandersetzungen in Lehrveranstaltungen, wissenschaft­

lichen Tagungen oder Protesten entsteht, ist ein solches Vorgehen unangemessen, 

denn die Beteiligten stehen sich nicht als Täter*innen und Opfer sondern als Parteien 

in einem Konflikt gegenüber. Um solchen Konstellationen gerecht zu werden, braucht 

es Praktiken des Zusammenhalts und der Solidarität, die den Charakter der Univer­

sität als Ort der Vielen unterstreichen. Neben Strukturen der Fürsorge und des Emp­

owerments für Betroffene braucht es Formen der Konfliktbearbeitung, die auf wech­

selseitiges und multiperspektivisches Verständnis, auf Empathie und auf Vermittlung 

ausgerichtet sind. 

Deeskalation und Vermittlung vor Kontrolle und 
polizeilichen Maßnahmen

  

Unterstützung kann dabei von community-basierten Deeskalations- und Vermittlungs­

teams kommen, die kurzfristig auf Spannungen im Hochschulalltag reagieren, wobei 

Prävention und Dialog immer Vorrang vor polizeilichen Maßnahmen haben sollten. 

Weiterhin tragen dezentrale Netzwerke aus geschulten Studierenden, Mediator*innen, 

Lehrenden und Verwaltungsmitarbeiter*innen zur Vertrauensbildung und Konfliktbear­

beitung bei. Langfristig geht es dabei um die Entwicklung nachhaltiger institutioneller 

Resilienzstrategien. In ambivalenten Konfliktsituationen auf polizeiliche Zwangsmittel 
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zurückzugreifen, steht dem entgegen und blendet zudem aus, dass gerade für diskri­

minierbare Personen die Anwesenheit von Polizeikräften keineswegs selbstverständ­

lich das Sicherheitsempfinden verbessert. Ziel muss es deshalb sein, Deeskalation 

und Vermittlung konsequent vor Kontrolle, Repression und polizeiliche Maßnahmen zu 

stellen.

Reflexionsräume und -möglichkeiten sowie  
Anlässe der Begegnung schaffen

Kontroverse politische Themen müssen in verantwortungsvoll gestalteten und ge­

sprächsorientierten Rahmen diskutiert werden können. Dafür braucht es Reflexions­

räume für Lehrende und Studierende, in denen sich alle als voneinander Lernende 

begegnen. Diese Räume müssen aktiv hergestellt werden, was unter anderem Wis­

sens- und Kompetenzvermittlung (Hochschuldidaktik!) sowie zeitliche Freiräume und 

Flexibilität und damit eine Veränderung der üblicherweise straff organisierten Curricu­

la und Studienpläne voraussetzt.

Über offene Foren und Dialogprogramme, die verschiedene Studierendenvereinigun­

gen und Mitarbeitendennetzwerke — z.B. jüdische, muslimische, Schwarze, behinder­

te, queere/lgbtiq* und internationale Hochschulangehörende — zusammenbringen, 

lassen sich Anlässe der Begegnung und des Austauschs schaffen. Dies gilt ebenso 

für hochschulinterne Aufmerksamkeit für Gedenk- und Feiertage außerhalb des christ­

lichen Kalenders sowie die Schaffung von Anlässen gemeinsamen Gedenkens, durch 

die Antisemitismus, Kolonialismus, Rassismus und andere Formen der Ausgrenzung 

als verbundene und potenziell auch verbindende historische Ereignisse reflektiert wer­

den.

Aufbau von Wissen und Kompetenzen 
bei allen Hochschulmitgliedern

Grundlage für Verständigung, Konfliktbearbeitung und den Umgang mit Krisensituati­

onen sind Wissen und Kompetenzen. Es bedarf hochschuldidaktischer Fortbildungen, 

um Lehrende dabei zu unterstützen, aktuelle politische Konfliktlagen, die mit unter­

schiedlichen persönlichen Betroffenheiten einhergehen, in Lehrveranstaltungen be­

sprechbar zu machen. Zudem müssen sämtliche Personen mit Personalverantwortung 

zum Umgang mit Konflikten in Teams und Arbeitsgruppen geschult sein. Insbesonde­
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re in Hochschulleitungen bedarf es zudem Kompetenzen für ein bedachtes und inklu­

sives Krisen- und Sicherheitsmanagement. 

Entsprechende Angebote der Wissensvermittlung sollten wissenschaftliche For­

schungsergebnisse und Community-Wissen gleichermaßen einbeziehen. 

 

Unterstützungsstrukturen für Betroffene
  

Ergänzend zur hochschulinternen Antidiskriminierungsarbeit braucht es Angebote, 

die Betroffene dabei unterstützen, mit den beschriebenen erhöhten Belastungen im 

Hochschulalltag umzugehen. Psychosoziale Beratung, die diskriminierungs- und kon­

fliktsensibel arbeitet und mit den Herausforderungen hochschulinterner Machtstruk­

turen vertraut ist, kann hier einen entscheidenden Beitrag leisten. Darüber hinaus ist 

auch diskriminierungssensible Rechtsberatung hochrelevant. Aufgrund des bereits 

eingetretenen Vertrauensverlustes innerhalb der Institution können solche Beratungen 

aktuell glaubwürdig nur von Akteur*innen außerhalb der Universitäten und Hochschu­

len angeboten werden. Deshalb sollten Kooperationen mit unterschiedlichen lokalen 

Partner*innen, die das Vertrauen unterschiedlicher Betroffener genießen, auf- bzw. 

ausgebaut und gepflegt werden. Die Beratung sollte bei den Partnerorganisationen 

und in deren organisatorischer Verantwortung stattfinden. Dabei muss die Vertrau­

lichkeit der Beratung immer gewährleistet sein. Damit diese Unterstützungsstrukturen 

wirksam greifen können, braucht es zugleich eine Stärkung der hochschulinternen 

Anlauf- und Beratungsstellen im Bereich der Antidiskriminierungsarbeit. Denn diese 

stellen innerhalb der Institution den zentralen ersten Anlaufpunkt dar. Für Betroffene 

vermitteln sie Orientierung in belastenden Situationen und helfen dabei, schwierige 

Erfahrungen zu sortieren. Bei Bedarf können sie gezielt an Partnerorganisationen ver­

weisen. Sie pflegen das Netzwerk der Partner*innen und sorgen dafür, dass innerhalb 

der Hochschulen und Universitäten aktiv, mehrsprachig und fürsorglich über deren 

Angebote informiert wird.

Wichtig ist, sowohl community-basierte als auch community-übergreifende Angebote 

einzubeziehen und mit Partner*innen zusammenzuarbeiten, die das Vertrauen unter­

schiedlicher Gruppen genießen und mit möglichen politischen Verknüpfungen sensi­

bel umgehen.

Studentische Kollektive und Selbstorganisationen leisten wichtige Unterstützungs­
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arbeit. Sie fangen Unsicherheiten auf und decken Beratungsbedarfe ab, wenn die 

institutionellen Strukturen fehlen oder aufgrund mangelnder Sichtbarkeit und/oder 

fehlenden Vertrauens nicht wahrgenommen werden. Die Arbeit studentischer Kollekti­

ve sollte in ihrer Expertise anerkannt und angemessen unterstützt werden.

Prävention von Machtmissbrauch

Machtmissbrauch muss als diskriminierungs-, konflikt- und un/sicherheitsrelevantes 

Thema in die Arbeit einbezogen und institutionell adressiert werden. In den hierar­

chischen Beziehungen, die den Hochschulalltag prägen, erzeugt grenzverletzendes 

Verhalten durch institutionelle Verantwortungsträger*innen subjektive Unsicherheit, 

die aufgrund von Abhängigkeitsverhältnissen und Prekarität von Betroffenen oft als 

existenziell erlebt wird. Missbrauchsprävention bedeutet aktive Förderung von Macht­

sensibilität und Machtkritik. 

Sichere, transparente Beschwerdeverfahren und  
niederschwellige Interventionsmöglichkeiten  

jenseits formaler Beschwerden

Beschwerden dürfen kein Risiko darstellen, es bedarf sicherer und für die Betroffe­

nen transparenter Beschwerdeverfahren. Darüber hinaus sollten Praktiken etabliert 

werden, die den Umgang mit Unsicherheits- und Diskriminierungserfahrungen auch 

jenseits formaler Beschwerdeverfahren ermöglichen. Es braucht vertrauliche und 

niedrigschwellige Interventionsmöglichkeiten vor der formalen Beschwerde, bei denen 

Schritte und Zuständigkeiten verbindlich festgelegt und kommuniziert werden (Anti­

diskriminierungsrichtlinien und Schutzkonzepte). 

 

Kontextspezifische Konzepte und Bündnisse
 

Unsicherheits-, Konflikt- und Diskriminierungsdynamiken sind nicht überall gleich. 

Universitäten in Großstädten stehen vor anderen Herausforderungen als Hochschulen 

an kleineren Standorten. Wo das demographische Profil der Hochschulangehörenden 
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eher homogen ist, stellen sich andere Probleme als in Hochschulen mit großer interner 

Heterogenität. Auch Fächerschwerpunkte (Technische Universitäten und Hochschulen, 

Kunsthochschulen, sozial- und geisteswissenschaftlich spezialisierte Hochschulen etc.) 

sowie Hochschul- und Stadtgeschichte können das Geschehen beeinflussen. Deshalb 

gibt es keine institutionelle Blaupause. Vielmehr müssen kontextspezifische Konzepte 

erarbeitet werden. Dafür sind der Erfahrungsaustausch und der Wissenstransfer zwi­

schen strukturähnlichen Hochschulen und Universitäten hilfreich. Starke Antidiskriminie­

rungsstellen auf Landes- wie Bundesebene sind dabei ebenso wie zivilgesellschaftliche 

Organisationen wichtige Bündnispartnerinnen für Hochschulen.

Dies ist ein Arbeitspapier, das beständig weiterentwickelt wird. Das Autor*innenkollektiv be-

steht aus Personen, die forschend oder als institutionelle Verantwortungsträger*innen mit Fra-

gen von Antidiskriminierung, Unsicherheit und Gewalt befasst sind. Mit Dank an 

Rebecca Scheibke für das Grafikdesign und Daniel Hendrickson für die Übersetzung des 

deutschen Textes ins Englische. 

Kontakt: partizipative.praevention@riseup.net
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